
Auf diese Festlegung des Haushalts haben wir im 
diesjährigen Volkswirtschaftsplan verzichtet und damit 
den Beratungen des Haushaltsausschusses volle Be­
wegungsfreiheit gelassen. Der Berichterstatter des 
Haushaltsausschusses wird Ihnen ja das Ergebnis der 
Ausschußverhandlungen noch vortragen. Aber einen 
Teil darf ich vielleicht schon an dieser Stelle sagen: 
die Tatsache, daß die Finanzierung der Investitionen 
nunmehr dem Haushaltsgesetz überlassen wurde, er­
wies sich nicht nur als eine formell-rechtliche Berück­
sichtigung unserer jungen Verfassung, sondern sie 
führte auch zu einer materiell-rechtlichen Änderung 
der Deckung des Investitionsbedarfs, nämlich zur 
Heranziehung der eigenen Mittel unserer volkseigenen 
Wirtschaft.

Meine Damen und Herren! Diese Investitionen sind 
ja gleichsam die äußere Nahtstelle, an der sich Volks­
wirtschafts- und Haushaltsplan deutlich sichtbar be­
rühren. Aber ich glaube, Ihnen dargetan zu haben, daß 
man zu einem ganz falschen Bild kommen würde, 
wenn man die Verzahnung der beiden Pläne nur hierin 
erblickte.

Wenn der Volkswirtschaftsplan für 1950 Investitionen 
in Höhe von 2350 Millionen DM vorsieht, während für 
1949 nur 1384 Millionen DM eingeplant waren, so ist eine 
derartige Erhöhung doch nur möglich, wenn einerseits 
der Gesamthaushalt eine so gewaltige Summe sicher­
stellt, und wenn andererseits der Volkswirtschaftsplan 
durch die starke Belebung unserer Wirtschaft die Auf­
bringung dieser Mittel ermöglicht.

Hinzu kommen die Investitionen bei Verkehrswesen 
und Post, die eigene Finanzpläne erst für 1951 erstellen. 
Ich weiß, daß Sie Ihrerseits alles tun werden, um 
überall in unserer Republik die Erfüllung des Volks­
wirtschaftsplanes jedem einzelnen zur Pflicht zu 
machen. Unsere Nationale Front hat ja hier eine große 
Aufgabe, und niemand wird sich ihr entziehen. Wenn 
jedoch die haushaltsmäßige Sicherung und Kontrolle 
dieser Erfüllung durchgeführt werden soll, so galt es, 
im Haushaltsgesetz diejenigen Anreize zu geben, die 
zur Weckung des Erfüllungswillens notwendig sind. 
Man mußte daher einerseits die Länder an einer Er­
füllung des gesamtstaatlichen Steuersolls interessieren, 
andererseits mußten die Abführungen der volkseigenen 
Betriebe an ihre Direktoren- und Rationalisierungs­
fonds geklärt werden, und schließlich galt es, auch das 
unvermeidliche Sparprogramm durch eine ent­
sprechende gesetzliche Regelung populär zu machen, 
wenn ich diesen Ausdruck hier etwas kühn verwenden 
darf. Über die Beteiligungen der Länder am Steuer­
aufkommen möchte ich nachher im Zusammenhang 
mit dem Abgabengesetz sprechen. Die beiden Fonds 
zur Verbesserung der Lebenslage der Arbeiter und 
Angestellten und zur Rationalisierung stehen jedoch 
in so engem Verhältnis zum Volkswirtschaftsplan, daß 
ich sie, ebenso wie das Sparprogramm, schon an dieser 
Stelle behandeln möchte.

Sie wissen, daß ich zum 70. Geburtstag des Genera­
lissimus Stalin nach Moskau gefahren bin. Da mir 
bekannt war, daß die Frage der Gewinnabführung 
unserer volkseigenen Wirtschaft ein schwer zu lösendes 
Problem ist, und da ich ferner als sparsamer Finanz­
minister das Angenehme — sehr Angenehme! — dieser 
unvergeßlichen Reise sogleich mit dem Nützlichen fach­
licher Einsichten verbinden wollte, habe ich in Moskau 
sehr aufschlußreiche Gespräche geführt.

Meine Damen und Herren! Wir sind gewöhnt, einen 
Gewinn rein zahlenmäßig aus der Bilanz von Ein­
nahmen und Ausgaben zu errechnen, — ohne Frage 
richtig und unentbehrlich! Zu dieser strengen Bilan­
zierung müssen und wollen wir unsere volkseigenen 
Betriebe ja gerade erziehen. Die Bilanz muß dem Plan 
entsprechen, ganz gleich, ob Sie ihn von der Seite der

Produktion und Konsumtion — Volkswirtschaftsplan — 
oder von der Seite des finanziellen Ertrages — Haus­
haltsplan — ansehen. Damit ist aber über die Ver­
wendung des Gewinnes, über die Berechtigung der 
Betriebsleitung, den Gewinn abzuführen oder ander­
weitig einzusetzen, noch gar nichts ausgesagt. Meine 
Gesprächspartner in Moskau setzten hier ein Denken 
voraus, das sich infolge der 25jährigen Planwirtschaft 
in der Sowjetunion bereits allgemein ausgebreitet hat, 
das sich jedoch bei uns erst mit der neuen Rolle des 
Geldes durchsetzen wird, von der ich vorhin sprach. 
Die Abführungen an den Direktoren- und an den 
Rationalisierungsfonds dürfen danach nicht abstrakt­
schematisch geregelt werden, sondern man muß sie 
konkret auf die besondere Lage der Betriebe abstellen. 
Sie finden daher im § 6, Abs. 3 des Haushaltsgesetzes 
Bestimmungen über den Direktorenfonds, die Sie 
vielleicht zuerst verblüffen werden und die in einem 
Haushaltsgesetz im früheren Sinne natürlich undenk­
bar gewesen wären. Die Finanzierung der erwähnten 
Fonds wird nämlich von der Art der Produktion 
abhängig gemacht. Die Industrien mit volkswirtschaft­
licher Schwerpunktbedeutung erhalten die Erlaubnis 
zu höheren Abführungen (45 °/o) an den Direk­
torenfonds als die übrige Industrie (30 °/o). Vor­
aussetzung ist aber, daß nicht nur der Plan erfüllt 
wird — denn dann bliebe es überall bei 4 % der 
Lohn- und Gehaltssumme —, sondern daß überplan­
mäßig ein Gewinn durch Senkung der Selbstkosten 
erzielt wird. Sie sehen, die Selbstkostensenkung an 
sich, die ja im Volkswirtschaftsplan in Höhe von 
8,3 % vorgesehen ist, berechtigt noch nicht zu jenen 
erhöhten Abführungen an die beiden Fonds. Erfüllung 
und Übererfüllung sind streng voneinander zu trennen.

Meine Damen und Herren! Die Geschichte wird oft 
angerufen, wenn irgendwie die Dinge im Fluß gesehen 
werden. Das- Haushaltsgesetz und seine Anlagen 
bedeuten natürlich ebenfalls die rechtliche Fixierung 
einer solchen fließenden Entwicklung. Ich möchte 
jedoch die Neuerungen, die insbesondere das Abgaben­
gesetz bringt, ausdrücklich nicht als geschichtliches 
Novum hinstellen. Gewiß, die absolute Steuerhoheit 
der Länder gibt es mit der Annahme dieses Gesetzes 
nicht mehr, und die Finanzhoheit der Republik wird 
im Abgabengesetz klar ausgesprochen. Was bedeutet 
das aber? Es war doch nur ein Ausdruck unserer militä­
rischen Niederlage, daß wir unser Eigenleben als Staat 
verloren und uns mit einer beschränkten Selbstver­
waltung der Gebietskörperschaften begnügen mußten. 
Richten wir den Blick etwas weiter zurück: Faschismus, 
Weimarer Republik, so war die Finanzhoheit des da­
maligen Reiches und der Finanzausgleich mit den Län­
dern eine Selbstverständlichkeit geworden. Erst wenn 
wir vor 1919, also bis vor Erzberger, zurückschauen, 
finden wir noch die alte Finanzhoheit der Länder und 
die bekannten bloßen Matrikularbeiträge an das Reich. 
Erinnern Sie sich aber, bitte, an das Jahr 1913, das 
in dem Wehrbeitrag — bezeichnenderweise zu Rüstungs­
zwecken — schon eine direkte Reichssteuer brachte! 
Und wenn ich Ihren geschichtlichen Blick einmal für 
einen Augenblick ein paar Jahrhunderte weiter zurück­
lenken darf — 1495, Ewiger Landfrieden, Reichs­
regiment —, so finden Sie dort in dem „Gemeinen 
Pfennig“ die erste, allerdings auch einmalige Kopf­
steuer, die das Reich ausschrieb.

Aber, wie gesagt, dieser geschichtliche Rückblick soll 
hier nur dazu dienen, Ihnen zu sagen, daß insofern 
die neue Haushaltssicherung durch das Ihnen vor­
liegende Abgabengesetz nichts grundsätzlich Neues 
bringt. Die Abgabenhoheit kann nach der Errichtung 
der Republik nicht mehr in der bisherigen Weise bei 
den Ländern bleiben, nicht nur, weil unser Grund­
gesetz das verbietet — Art. 119 Abs. 2 der Ver­
fassung —, sondern auch, weil eine sich über das
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